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Geſetz⸗ Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr 10. — 


(Nr. 4640.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 21. Januar 1857,, betreffend die Verleihung der fis⸗ 
kaliſchen Vorrechte fuͤr den Bau und die Unterhaltung der Kreis-Chauſſee 
von Heilsberg nach Guttſtadt im Ermelande. 


Masse Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer Kreis: 
Chauſſee im Ermelaͤndiſchen Kreiſe Heilsberg, von der Kreisſtadt nach Gutt⸗ 
ſtadt auf dem rechten Alle⸗Ufer genehmigt habe, beſtimme Ich hierdurch, daß 
das Expropriationsrecht fuͤr die zu der Chauſſee erforderlichen Grundſtuͤcke, im⸗ 
gleichen das Recht zur Entnahme der Chauſſeebau⸗ und Unterhaltungs-Ma⸗ 
terialien, nach Maaßgabe der für die Staats-Chauſſeen beſtehenden Vor⸗ 
ſchriften, auf dieſe Straße zur Anwendung kommen ſollen. Zugleich will Ich 
dem Kreiſe Heilsberg gegen Uebernahme der kuͤnftigen chauſſeemaͤßigen Unter⸗ 
haltung der Straße das Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes nach den 
Beſtimmungen des fuͤr die Staats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden Chauſſeegeld⸗ 
Tarifs, einſchließlich der in demſelben enthaltenen Beſtimmungen uͤber die Be⸗ 
freiungen, ſowie der ſonſtigen die Erhebung betreffenden zuſaͤtzlichen Vorſchriften, 
verleihen. Auch ſollen die dem Chauſſeegeld⸗Tarife vom 29. Februar 1840. an⸗ 
gehaͤngten Beſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei-Vergehen auf die gedachte 
Straße zur Anwendung kommen. 

Der gegenwaͤrtige Erlaß iſt durch die Geſetz- Sammlung zur oͤffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 

Berlin, den 21. Januar 1857. 


Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. v. Bo delſchwingh— 


An den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten 
und den Finanzminiſter. 
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Ausgegeben zu Berlin den 10. Maͤrz 1857. 


m 


(Nr. 4611.) Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Kreis⸗Obliga⸗ 7 
tionen des Wirſitzer Kreiſes im Betrage von 100,000 Rthlrn. Vom 
26. Januar 1857. \ 


5 | Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
u Preußen ꝛc. ꝛc. 

DE Nachdem von den Kreisſtaͤnden des Wirſitzer Kreiſes, im Regierungs⸗ 
KERN, Bezirk Bromberg, auf dem Kreistage vom 5. Juli 1856. befchloffen worden, 
. die zur Ausfuͤhrung der vom Kreiſe unternommenen Chauſſeebauten erforder⸗ 
Ne lichen Geldmittel im Wege einer Anleihe zu befchaffen, wollen Wir auf den 
rt Antrag der gedachten Kreisſtaͤnde: zu dieſem Zwecke auf jeden Inhaber lau: 
tende, mit Zinskupons verſehene, Seitens der Glaͤubiger unkuͤndbare Obli⸗ 
gationen zu dem angenommenen Betrage von 100,000 Thalern ausſtellen zu 
duͤrfen, da ſich hiergegen weder im Intereſſe der Glaͤubiger noch der Schuld⸗ 
ner etwas zu erinnern gefunden hat, in Gemaͤßheit des H. 2. des Geſetzes vom 
17. Juni 1833. zur Ausſtellung von Obligationen zum Betrage von 100,000 
Thalern, in Buchſtaben: Einhundert tauſend Thalern, welche in folgenden 


Apoints: 
10,000 Rthlr. A 300 Rthlr., 
100 


30,00 = = ; 
30,000 == 302 A0r. « | 
M | 


100,000 Nthlr. 


. nach dem anliegenden Schema auszufertigen, mit Huͤlfe einer Kreis ſteuer mit 
RE fünf Prozent jahrlich zu verzinſen und nach der durch das Loos zu beſtimmen⸗ 
1 den Folgeordnung jaͤhrlich vom 1. Januar 1861. ab mit wenigſtens jaͤhrlich 
zwei Prozent des Kapitals zu tilgen find, durch gegenwärtiges Privilegium Unſere 
landesherrliche Genehmigung mit der rechtlichen Wirkung ertheilen, daß ein 
jeder Inhaber dieſer Obligationen die daraus hervorgehenden Rechte, ohne 
bf , des Eigenthums nachweiſen zu duͤrfen, geltend zu machen 
efugt iſt. ö f 
Das vorſtehende Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte 
Dritter ertheilen und wodurch fuͤr die Befriedigung der Inhaber der Obliga⸗ 
tionen eine Gewaͤhrleiſtung Seitens des Staats nicht uͤbernommen wird, iſt 
durch die Geſetz-Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 

Urkundlich unter Unſerer Höchfteigenhändigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 

tem Königlichen Inſiegel. ; 3 Ba x 
Gegeben Berlin, den 26. Januar 1857, 


(I. S.) Friedrich Wilhelm. 
0 v. d. Heydt. v. Weftphalen v. Bodelſchwingh. 


Pro⸗ 


ig 
Provinz Pofen, Regierungsbezirk Bromberg. 


Obligation 
des Wir ſi z er Kreiſſe s 


Liiin 22% ER 
Aber FERIRE Thaler Preußiſch Kurant. 
Auf Grund des unterm beſtaͤtigten Kreistagsbeſchluſſes vom 


5. Juli 1856. wegen Aufnahme einer Schuld von 100,000 Thalern bekennt 
ſich die ſtaͤndiſche Kommiſſion für den Chauſſeebau des Wirſitzer Kreiſes Na⸗ 
mens des Kreiſes durch dieſe, für jeden Inhaber guͤltige, Seitens des Glaͤu⸗ 
bigers unkuͤndbare Verſchreibung zu einer Schuld von ..... Thalern Preußiſch 
Kurant nach dem Muͤnzfuße von 1764., welche fuͤr den Kreis kontrahirt wor⸗ 
den und mit fuͤnf Prozent jaͤhrlich zu verzinſen iſt. 


Die Ruͤckzahlung der ganzen Schuld von 100,000 Thalern geſchieht vom 
Jahre 1861. ab allmaͤlig innerhalb eines Zeitraums von ein und dreißig Jah⸗ 
ren aus einem zu dieſem Behufe gebildeten Tilgungsfonds von wenigſtens 
zwei Prozent jaͤhrlich unter Zuwachs der Zinſen von den getilgten Schuld⸗ 
verſchreibungen, nach Maaßgabe des genehmigten Tilgungsplanes. 


Die Folgeordnung der Einlöfung der Schuldverſchreibungen wird durch 
das Loos beſtimmt. Die Auslooſung erfolgt vom Jahre 1861. ab in dem Mo⸗ 
nate Januar jedes Jahres. Der Kreis behaͤlt ſich jedoch das Recht vor, den Til⸗ 
gungsfonds durch groͤßere Auslooſungen zu verſtärken, ſowie ſaͤmmtliche noch 
umlaufende Schuldverſchreibungen zu kundigen. Die ausgelooſten, ſowie die ge⸗ 

kuͤndigten Schuldverſchreibungen werden unter Bezeichnung ihrer Buchſtaben, 
Nummern und Beträge, ſowie des Termins, an welchem die Ruͤckzahlung er⸗ 
folgen ſoll, oͤffentlich bekannt gemacht. Dieſe Bekanntmachung erfolgt ſechs, 
drei, zwei und einen Monat vor dem Zahlungstermine in dem Amtsblatte 
der Königlichen Regierung zu Bromberg, im Staats⸗Anzeiger und im Wir⸗ 
ſitzer Kreisblatt. 


Bis zu dem Tage, wo ſolchergeſtalt das Kapital zu entrichten iſt, wird 
es in halbjaͤhrlichen Terminen in der Zeit vom 1. bis 15. April und vom 
1. bis 15. Oktober, von heute an gerechnet, mit fuͤnf Prozent jaͤhrlich in 
gleicher Muͤnzſorte mit jenem verzinfer. 


Die Auszahlung der Zinſen und des Kapitals erfolgt gegen bloße Ruͤck⸗ 
gabe der ausgegebenen Zinskupons, beziehungsweiſe dieſer Schuldverſchreibung, 
bei der Kreis⸗Kommunalkaſſe in Wirſitz, und zwar auch in der nach dem 
Eintritt des Faͤlligkeitstermins folgenden Zeit. 

(Nr. 4611.) 14* Mit 
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Mit der zur Empfangnahme des Kapitals praͤſentirten Schuldverſchre⸗ 
bung find auch die dazu gehörigen Zinskupons der ſpaͤteren Faͤlligkeitstermine 1 
zuruͤckzuliefern. Sur die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapitale 
abgezogen. a | 
| Die gekuͤndigten Kapitalbetraͤge, welche innerhalb dreißig Jahren nach dem 


Ruͤckzahlungstermine nicht erhoben werden, ſowie die innerhalb vier Jahren 


nicht erhobenen Zinſen, verjaͤhren zu Gunſten des Kreiſes. 


Das Aufgebot und die Amortiſation verlorener oder vernichteter Schuld⸗ 
verſchreibungen erfolgt nach Vorſchrift der Allgemeinen Gerichts-Ordnung Th. I. 
Tit. 51. H. 120. sed. bei dem Königlichen Kreisgerichte zu Lobſens. 


Zinskupons koͤnnen weder aufgeboten, noch amortiſirt werden. Doch ſoll 
demjenigen, welcher den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der vierjaͤhrigen 
Verjaͤhrungsfriſt bei der Kreisverwaltung anmeldet und den ſtattgehabten Befik 
der Zinskupons durch Vorzeigung der Schuldverſchreibung oder ſonſt in glaub⸗ 
hafter Weiſe darthut, nach Ablauf der Verjaͤhrungsfriſt der Betrag der ange⸗ 


meldeten und bis dahin nicht vorgekommenen Zinskupons gegen Quittung auge 


gezahlt werden. 


Mit dieſer Schuldverſchreibung ſind zehn halbjaͤhrige Zinskupons bis 
zum Schluſſe des Jahres 18. ausgegeben. Für die weitere Zeit werden 
Zinskupons auf fünfjährige Perioden ausgegeben. 


Die Ausgabe einer neuen Zinskupons⸗Serie erfolgt bei der Kreis⸗Kom⸗ 
munalkaſſe zu Wirſitz gegen Ablieferung des der aͤlteren Zinskupons⸗Serie bei⸗ 
gedruckten Talons. Beim Verluſte des Talons erfolgt die Aushändigung 
der neuen Zinskupons⸗Serie an den Inhaber der Schuldverſchreibung, ſofern 
deren Vorzeigung rechtzeitig geſchehen iſt. 


Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet der | 
Kreis mit feinem Vermögen, 7 f 


90 all! zu Urkunde haben wir dieſe Ausfertigung unter unſerer Unterſchrift 
ertheilt. ; 


Wirſitz, de n un, 4875 | 
Die ſtändiſche Kommiſſion 15 ae Chauſſeebau im Wirſitzer 
reiſe. 


Pro⸗ 


’ ae wo 


Provinz Pofen, Regierungsbezirk Bromberg. 


Zins ⸗ Kupon ö 
zu der 
Kreis⸗Obligation des Wirſitzer Kreiſes 
Eitir „28 . UBER Thaler zu fünf Prozent Zinſen 
Aber e Silbergroſchen. 


Der Inhaber dieſes Zinskupons empfaͤngt gegen deſſen Ruͤckgabe in 
der Zeit vom 1. bis 15. April reſp. vom 1. bis 15. Oktober jeden Jahres 
und ſpaͤterhin die Zinſen der vorbenannten Kreis-Obligation fuͤr das Halbjahr 
o V mit (in Buchſtaben]. Thalern 
7 e bei der Kreis⸗ ⸗Kommunalkaſſe zu Wirſitz. 

Wirſitz, den enn 18. 

Die ſtändische Kreis⸗Kommiſſion für den Chauſſeebau im 
Wirſitzer Kreiſe. 


Dieſer Zinskupon iſt unguͤltig, wenn deſſen 
Geldbetrag nicht innerhalb vier Jahren nach 
der Faͤlligkeit, vom Schluß des betreffenden 
Halbjahres an gerechnet, erhoben wird. 


Provinz Poſen, Regierungsbezirk Bromberg. 
Talon N 


zur 


Kreis⸗Obligation des Wirſitzer Kreiſes. a 


Der Inhaber dieſes Talons empfaͤngt gegen deſſen Ruͤckgabe d 
Obligation des ne Mae, pfangt geg f gabe zu der 


a 5 Sa 9 5 M nn 1 3 SER Thaler 
8 rozent Zinſen die e Serie Zinskupons für die fünf Jahre 
bis 18.. bei der Kreis⸗ ee zu Wirſitz. 1 


Wirſitz, denn nn EN 


Die ſtändiſche Kreis Kommiſſion für den Char 
W me el 


(Nr, 4611-4613.) (Ns, 4612,) 
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(Fr. 4612.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 2. Februar 1857,, betreffend das der Stadt Teltow 


verliehene Recht zur Chauſſeegeld-Erhebung. 


Au Ihren Bericht vom 26. Januar d. J. will Ich nach Ihrem Antrage 
der Stadt Teltow das Recht zur Erhebung eines Chauſſeegeldes fuͤr eine halbe 
Meile nach dem doppelten Betrage der in dem Chauſſeegeld⸗Tarife vom 29. Fe⸗ 
bruar 1840. beſtimmten Saͤtze für die Teltow-Zehlendorfer Chauſſee hierdurch 
auf fuͤnf Jahre verleihen. 

Dieſer Erlaß iſt durch die Gefeß-Sammlung bekannt zu machen. 


Berlin, den 2. Februar 1857. 
Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. v. Bo delſchwingh. 


An den Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten 
und den Finanzminiſter. f 


EEE —— 


(Nr. 4643.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 2. Februar 1857., betreffend die Verleihung der Staͤdte⸗ 
Ordnung fuͤr die Rheinprovinz vom 15. Mai 1856. an die Stadt Sim⸗ 
mern, Regierungsbezirks Coblenz. 


ca 


ch will auf Ihren Bericht vom 24. Januar d. J., deſſen Beilagen zuruͤck⸗ 


folgen, der auf dem Provinziallandtage im Stande der Städte vertretenen 
Stadt Simmern, im Regierungsbezirk Coblenz, deren Antrage gemaͤß, nach 
erfolgter Ausſcheidung aus dem Buͤrgermeiſtereiverbande, in welchem dieſelbe 
mit Landgemeinden ſteht, die Staͤdte⸗ Ordnung fuͤr die Rheinprovinz vom 
15. Mai 1856. hiermit verleihen. 

Dieſer Mein Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung bekannt zu machen, 


Berlin, den 2. Februar 1857. 


Friedrich Wilhelm. 


5 v. Weſtphalen. 
An den Miniſter des Innern. 8 


(Nr. 4614.) 


4 1 5 5 9 x 7 N - — 107 — ** PR 
(Nr. 4614.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 2. Februar 1857., betreffend die Verleihung der Städte: 
Ordnung für die Rheinprovinz vom 15. Mai 1856. an die Stadt Sin⸗ 
zig, Regierungsbezirks Coblenz. - 
ER * 

Ich will auf den Bericht vom 24. Januar d. J., deſſen Beilagen zuruͤck⸗ 
folgen, der auf dem Provinziallandtage im Stande der Staͤdte vertretenen 
Stadt Sinzig, im Regierungsbezirk Coblenz, deren Antrage gemaͤß, nach be⸗ 
wirkter Ausſcheidung aus dem Buͤrgermeiſtereiverbande, in welchem dieſelbe mit 
Landgemeinden ſteht, die Staͤdte-Ordnung für die Rheinprovinz vom 15. Mai 
1856, hiermit verleihen. 

Dieſer Mein Erlaß iſt durch die Geſetz⸗Sammlung bekannt zu machen. 


Berlin, den 2. Februar 1857. 


Friedrich Wilhelm. 
v. Weſtphalen. 
An den Miniſter des Innern. 


(Nr. 4615.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 2. Februar 1857., betreffend die Verleihung der 
i Staͤdte⸗Ordnung fuͤr die Rheinprovinz vom 15. Mai 1856. an die Stadt 
Remagen, Regierungsbezirks Coblenz. 


Au den Bericht vom 24. Januar d. J. will Ich der auf dem Provinzial⸗ 
Landtage im Stande der Staͤdte vertretenen Stadt Remagen, im Regierungs⸗ 
Bezirk Coblenz, ihrem Antrage gemaͤß, nach erfolgter Ausſcheidung aus dem 
Buͤrgermeiſtereiverbande, in welchem dieſelbe mit Landgemeinden ſteht, die 
Staͤdte⸗Ordnung fuͤr die Rheinprovinz vom 15. Mai 1856. hiermit verleihen. 
Die Beilagen des Berichts folgen zuruͤck. 

Dieſer Mein Erlaß iſt durch die Geſetz Sammlung bekannt zu machen. 


Berlin, den 2. Februar 1857. 
Friedrich Wilhelm. 


v. Weſtphalen. 
An den Miniſter des Innern. 


Ar. 4614—4617.) (Nr. 4616.) 
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Nr, 4616.) Bekanntmachung, betreffend die unterm 9. Februar 1837, erfolgte Ullerhöchfte | 
Beſtaͤtigung der Statuten einer Aktiengeſellſchaft unter dem Namen: „Aren⸗ 


bergſche Aktiengeſellſchaft für Bergbau und Huͤttenbetrieb“ mit dem Do⸗ 
mizil zu Eſſen. Vom 19. Februar 1857. 


Da Königs Majeſtaͤt haben die Errichtung einer Aktiengeſellſchaft unter dem 
Namen: „Arenbergſche Aktiengeſellſchaft fuͤr Bergbau und Huͤttenbetrieb“ mit 
dem Domizil zu Eſſen zu genehmigen und deren in dem notariellen Akte vom 
11. Dezember 1856. feſtgeſtellte Statuten mittelſt Allerhöchften Erlaſſes vom 
9. Februar d. J., welcher nebſt den Statuten durch das Amtsblatt der Regie⸗ 
rung zu a zur Öffentlichen Kenntniß gebracht werden wird, zu beſtaͤti⸗ 
en geruht. 

5 Dies wird nach Vorſchrift des F. 3. des Geſetzes über die Aftiengefell- 
ſchaften vom 9. November 1843. hierdurch bekannt gemacht. 

Berlin, den 19. Februar 1857. 


Der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
v. d. Heydt. 


(Nr. 4647.) Bekanntmachung, betreffend die Allerhoͤchſte Beſtaͤtigung des Statuts einer 
unter der Benennung: „Medio Rhein“ in Duisburg gebildeten Bergbau⸗ 
Aktiengeſellſchaft. Vom 27. Februar 1857. 


Die Koͤnigs Majeſtaͤt haben die Bildung einer Aktiengeſellſchaft unter der 
Benennung: „Bergbau-Aktiengeſellſchaft Medio Rhein“ in Duisburg zu ge 
nehmigen und das Geſellſchaftsſtatut mittelſt Allerhöchften Erlaſſes vom 16. 
d. M. zu beſtaͤtigen geruht, was hierdurch nach Vorſchrift des $. 3. des Ge⸗ 
ſetzes über die Aktiengeſellſchaften vom 9. November 1843. mit dem Bemerken 
zur oͤffentlichen Kenntniß gebracht wird, daß der Allerhoͤchſte Erlaß nebſt Sta⸗ 
tut in dem Amtsblatte der Koͤniglichen Regierung in Duͤſſeldorf abgedruckt 
werden wird. 
Berlin, den 27. Februar 1857. 


Der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
v. d. Heydt. i 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei. 
(Rudolph Decker.) 


